
Bekanntmachung
Aufforderung zur Einreichung

von Kreiswahlvorschlägen 
für die Bundestagswahl 

am 23. Februar 2025

Gemäß § 32 der Bundeswahlordnung
(BWO) fordere ich hiermit zur Einreichung
von Kreiswahlvorschlägen für den Wahl-
kreis 108 Mönchengladbach auf.

1. Wahlgebiet

Der Wahlkreis 108 umfasst das Ge-
biet der kreisfreien Stadt Mönchen-
gladbach.

2. Frist für die Einreichung von
Kreiswahlvorschlägen

Die Kreiswahlvorschläge sind gemäß
§ 19 Bundeswahlgesetz (BWG) in Ver-
bindung mit § 1 Nr. 2 der Verordnung
über die Abkürzung von Fristen im
Bundeswahlgesetz für die Wahl zum
21. Deutschen Bundestag spätestens
bis zum 20. Januar 2025 (34. Tag vor
der Wahl), 18.00 Uhr, beim Fachbe-
reich Bürgerservice, Abteilung Ein-
wohnermeldeangelegenheiten und
Wahlen, Vitus-Center, Zimmer 509,
Goebenstraße 4-8, 41061 Mönchen-
gladbach, einzureichen.

Es wird empfohlen, die Kreiswahl-
vorschläge frühzeitig vor dem 20.
Januar 2025 einzureichen, damit et-
waige Mängel, die die Gültigkeit der
Kreiswahlvorschläge  berühren,
rechtzeitig behoben werden können.

Vordrucke für die Kreiswahlvor-
schläge können nach vorheriger Ter-
minabsprache beim Fachbereich
Bürgerservice, Abteilung Einwohner-
meldeangelegenheiten und Wahlen,
Vitus-Center, Zimmer 509, Goeben-

straße 4-8, 41061 Mönchenglad-
bach, abgeholt werden oder elektro-
nisch zur Verfügung gestellt werden.

3. Wahlvorschlagsrecht

Gemäß § 18 Absatz 1 BWG können
Kreiswahlvorschläge von Parteien
und von Wahlberechtigten nach
Maßgabe des § 20 BWG eingereicht
werden. Eine Partei kann gemäß
§ 18 Absatz 5 BWG in jedem Wahl-
kreis nur einen Kreiswahlvorschlag
einreichen.

4. Inhalt und Form der Kreiswahlvor-
schläge

Die Kreiswahlvorschläge sollen
gemäß § 34 Absatz 1 BWO nach
dem Muster der Anlage 13 BWO
eingereicht werden.

Sie müssen enthalten:

1. den Familiennamen, die Vornamen,
den Beruf oder Stand, das Ge-
burtsdatum, den Geburtsort und
die Anschrift (Hauptwohnung)
des Bewerbers,

2. den Namen der einreichenden
Partei und, sofern sie eine Kurz-
bezeichnung verwendet, auch
diese, bei anderen Kreiswahlvor-
schlägen (§ 20 Abs. 3 BWG) deren
Kennwort.

Sie sollen ferner Namen, Anschrift,
Telefonnummer und E-Mail-Adresse
der Vertrauensperson und der stell-
vertretenden Vertrauensperson ent-
halten.

Der Kreiswahlvorschlag darf nur den
Namen eines Bewerbers enthalten.
Jeder Bewerber kann nur in einem
Wahlkreis und hier nur in einem

Kreiswahlvorschlag benannt werden
(§ 20 Absatz 1 BWG).

Als Bewerber kann nur vorgeschla-
gen werden, wer wählbar ist und die
Zustimmung zu seiner Aufstellung
schriftlich erteilt hat; die Zustim-
mung ist unwiderruflich (§ 15 i. V. m.
§ 20 BWG).

Gemäß § 21 Absatz 1 BWG kann als
Bewerber einer Partei in einem
Kreiswahlvorschlag nur benannt
werden, wer nicht Mitglied einer an-
deren Partei ist und in einer Mitglie-
derversammlung zur Wahl eines
Wahlkreisbewerbers oder in einer
besonderen oder allgemeinen Ver-
treterversammlung hierzu gewählt
worden ist. 

Mitgliederversammlung zur Wahl ei-
nes Wahlkreisbewerbers ist eine
Versammlung der im Zeitpunkt ihres
Zusammentritts im Wahlkreis zum
Deutschen Bundestag wahlberech-
tigten Mitglieder der Partei. Beson-
dere Vertreterversammlung ist eine
Versammlung der von einer derarti-
gen Mitgliederversammlung aus ih-
rer Mitte gewählten Vertreter. Allge-
meine Vertreterversammlung ist eine
nach der Satzung der Partei (§ 6 des
Parteiengesetzes) allgemein für be-
vorstehende Wahlen von einer der-
artigen Mitgliederversammlung aus
ihrer Mitte bestellte Versammlung.

Die Bewerber und die Vertreter für
die Vertreterversammlungen werden
in geheimer Abstimmung gewählt.
Jeder stimmberechtigte Teilnehmer
der Versammlung ist hierbei vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbern
ist Gelegenheit zu geben, sich und
ihr Programm der Versammlung in
angemessener Zeit vorzustellen. Die
Wahlen dürfen frühestens 32 Mona-
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te, für die Vertreterversammlungen
frühestens 29 Monate nach Beginn
der Wahlperiode des Deutschen
Bundestages stattfinden; dies gilt
nicht, wenn die Wahlperiode vorzei-
tig endet.

Das Nähere über die Wahl der Ver-
treter für die Vertreterversammlung,
über die Einberufung und Beschluss-
fähigkeit der Mitglieder- oder Vertre-
terversammlung sowie über das
Verfahren für die Wahl des Bewer-
bers regeln die Parteien durch ihre
Satzungen (§ 21 Absatz 5 BWG).

5. Vertrauensperson

In jedem Kreiswahlvorschlag sollen
eine Vertrauensperson und eine
stellvertretende Vertrauensperson
bezeichnet werden. Fehlt diese Be-
zeichnung, so gilt die Person, die als
erste unterzeichnet hat, als Vertrau-
ensperson, und diejenige, die als
zweite unterzeichnet hat, als stell-
vertretende Vertrauensperson. So-
weit im BWG nichts anderes be-
stimmt ist, sind nur die Vertrauens-
person und die stellvertretende Ver-
trauensperson, jede für sich, be-
rechtigt, verbindliche Erklärungen
zum Kreiswahlvorschlag abzugeben
und entgegenzunehmen.

Die Vertrauensperson und die stell-
vertretende Vertrauensperson kön-
nen durch schriftliche Erklärung der
Mehrheit der Unterzeichner des
Kreiswahlvorschlages an die Kreis-
wahlleiterin abberufen und durch
andere ersetzt werden (§ 22 BWG).

Zur Erleichterung des Kontaktes mit
der Kreiswahlleiterin empfiehlt es
sich, zu Vertrauenspersonen und
stellvertretenden Vertrauensperso-
nen vorrangig Personen zu bestim-
men, die in Mönchengladbach oder
in näherer Umgebung wohnen.

6. Unterzeichnung der Kreiswahlvor-
schläge

Kreiswahlvorschläge von Parteien
sind von mindestens drei Mitglie-
dern des Vorstandes des Landes-
verbandes, darunter dem Vorsitzen-
den oder seinem Stellvertreter, per-
sönlich und handschriftlich zu unter-
zeichnen. Hat eine Partei in Nord-
rhein-Westfalen keinen Landesver-
band oder keine einheitliche Lan-
desorganisation, so müssen die
Kreiswahlvorschläge von den Vor-
ständen der nächstniedrigen Ge-
bietsverbände, in deren Bereich der
Wahlkreis 108 Mönchengladbach
liegt, dem Satz 1 gemäß unterzeich-
net sein. Die Unterschriften des ein-

reichenden Vorstandes genügen,
wenn er innerhalb der Einreichungs-
frist nachweist, dass der Landes-
wahlleiterin eine schriftliche, dem
Satz 1 entsprechende Vollmacht der
anderen beteiligten Vorstände vor-
liegt (§ 34 Absatz 2 BWO).

Bei anderen Kreiswahlvorschlägen
haben drei Unterzeichner des Kreis-
wahlvorschlages ihre Unterschriften
auf dem Kreiswahlvorschlag (Anlage
13 BWO) selbst zu leisten.

7. Beteiligungsanzeige

Parteien, die im Deutschen Bundes-
tag oder einem Landtag seit deren
letzter Wahl nicht auf Grund eigener
Wahlvorschläge ununterbrochen mit
mindestens fünf Abgeordneten ver-
treten waren, können als solche ei-
nen Kreiswahlvorschlag nur einrei-
chen, wenn sie spätestens am 07.
Januar 2025 (47. Tag vor der Wahl),
18.00 Uhr, der Bundeswahlleiterin,
Statistisches Bundesamt, 65180
Wiesbaden, ihre Beteiligung an der
Wahl schriftlich angezeigt haben
und der Bundeswahlausschuss ihre
Parteieigenschaft festgestellt hat (§
18 Absatz 2 BWG i.V. m. § 1 Nr. 1 a.
der Verordnung über die Abkürzung
von Fristen im Bundeswahlgesetz
für die Wahl zum 21. Deutschen
Bundestag). In der Anzeige ist anzu-
geben, unter welchem Namen sich
die Partei an der Wahl beteiligen will.
Die Anzeige muss von mindestens
drei Mitgliedern des Bundesvorstan-
des, darunter dem Vorsitzenden
oder seinem Stellvertreter, persön-
lich und handschriftlich unterzeich-
net sein. Hat eine Partei keinen Bun-
desvorstand, so tritt der Vorstand
der jeweils obersten Parteiorganisa-
tion an die Stelle des Bundesvor-
standes. Die schriftliche Satzung
und das schriftliche Programm der
Partei sowie ein Nachweis über die
satzungsgemäße Bestellung des
Vorstandes sind der Anzeige beizu-
fügen. Der Anzeige sollen Nachwei-
se über die Parteieigenschaft nach §
2 Absatz 1 Satz 1 des Parteienge-
setzes beigefügt werden.

Der Bundeswahlausschuss stellt
gemäß § 18 Absatz 4 BWG i. V. m. §
1 Nr. 1 b. der Verordnung über die
Abkürzung von Fristen im Bundes-
wahlgesetz für die Wahl zum 21.
Deutschen Bundestag spätestens
am 14. Januar 2025 (40 Tag vor der
Wahl) für alle Wahlorgane verbind-
lich fest,

1. welche Parteien im Deutschen 
Bundestag oder in einem Landtag
seit deren letzter Wahl auf Grund

eigener Wahlvorschläge un-
unterbrochen mit mindestens
fünf Abgeordneten vertreten waren,

2. welche Vereinigungen, die nach
§ 18 Absatz 2 BWG ihre Beteili-
gung angezeigt haben, für die
Wahl als Parteien anzuerkennen 
sind; für die Ablehnung der An-
erkennung als Partei für die Wahl
ist eine Zweidrittelmehrheit er-
forderlich.

Die Feststellung ist von der Bundes-
wahlleiterin in der Sitzung des Bun-
deswahlausschusses bekannt zu
geben. Sie ist öffentlich bekannt zu
machen.

8. Unterstützungsunterschriften 

Kreiswahlvorschläge der in § 18 Ab-
satz 2 BWG genannten Parteien
müssen außerdem von mindestens
200 Wahlberechtigten des Wahlkrei-
ses 108 Mönchengladbach persön-
lich und handschriftlich unterzeich-
net sein; die Wahlberechtigung
muss im Zeitpunkt der Unterzeich-
nung gegeben sein und ist bei Ein-
reichung des Kreiswahlvorschlages
nachzuweisen. Das Erfordernis von
200 Unterschriften gilt nicht für
Kreiswahlvorschläge von Parteien
nationaler Minderheiten (§ 20 Absatz
2 BWG). Andere Kreiswahlvorschlä-
ge müssen von mindestens 200
Wahlberechtigten des Wahlkreises
108 Mönchengladbach persönlich
und handschriftlich unterzeichnet
sein. Die Vorschriften des § 20 Ab-
satz 2 Satz 3 zweiter Halbsatz BWG
gelten entsprechend.

Die Unterschriften sind auf amtli-
chen Formblättern nach Anlage 14
der BWO unter Beachtung folgender
Vorschriften einzureichen:

1. Die Formblätter werden auf An-
forderung von der Kreiswahllei-
terin, Fachbereich Bürgerservice,
Abteilung Einwohnermeldeange-
legenheiten und Wahlen, Vitus-
Center, Zimmer 509, Goeben-
straße 4-8, 41061 Mönchen-
gladbach, 
wahlen@moenchengladbach.de,
kostenfrei bereitgestellt. Bei der 
Anforderung sind Familienname,
Vornamen und Anschrift 
(Hauptwohnung) des vorzuschla-
genden Bewerbers anzugeben.
Wird bei der Anforderung der
Nachweis erbracht, dass für den
Bewerber im Melderegister eine
Auskunftssperre gemäß § 51
Absatz 1 des Bundesmeldege-
setzes (BMG) eingetragen ist, 
wird anstelle seiner Anschrift
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(Hauptwohnung) eine Erreichbar-
keitsanschrift verwendet; die An-
gabe eines Postfachs genügt 
nicht. Als Bezeichnung des 
Trägers des Wahlvorschlages,
der den Kreiswahlvorschlag ein-
reichen will, sind außerdem bei
Parteien  deren Namen und, so-
fern sie eine Kurzbezeichnung
verwenden, auch diese, bei an-
deren Kreiswahlvorschlägen deren
Kennwort anzugeben. Parteien 
haben ferner die Aufstellung des
Bewerbers einer Mitglieder- oder
einer besonderen oder allgemeinen
Vertreterversammlung nach § 21
BWG zu bestätigen.

2. Die Wahlberechtigten, die einen 
Kreiswahlvorschlag unterstützen,
müssen die Erklärung auf dem
Formblatt persönlich und hand-
schriftlich unterzeichnen; neben
der Unterschrift sind Familienname,
Vornamen, Geburtsdatum und
Anschrift (Hauptwohnung) des
Unterzeichners (Maschinen- 
oder Druckschrift) sowie der Tag 
der Unterzeichnung anzugeben. 
Von Wahlberechtigten im Sinne 
des § 12 Absatz 2 Satz 1 Num-
mer 1 BWG ist der Nachweis für
die Wahlberechtigung durch die 
Angaben gemäß Anlage 2 BWO 
und Abgabe einer Versicherung
zu erbringen. Von Wahlberech-
tigten nach § 12 Absatz 2 Satz 1
Nummer 2 BWG ist der Nach-
weis für die Wahlberechtigung
durch die Angaben gemäß Anlage
2a und die Abgabe einer Versi-
cherung an Eides statt zu erbringen.

3. Für jeden Unterzeichner ist auf 
dem Formblatt oder gesondert 
eine Bescheinigung der Wahl-
behörde der Stadt Mönchen-
gladbach beizufügen, dass er im 
Zeitpunkt der Unterzeichnung im 
Wahlkreis 108 Mönchenglad-
bach wahlberechtigt ist. Geson-
derte Bescheinigungen des 
Wahlrechts sind vom Träger des
Wahlvorschlages bei der Einrei-
chung des Kreiswahlvorschlages 
mit den Unterstützungsunter-
schriften zu verbinden. Wer für 
andere eine Bescheinigung des 
Wahlrechts beantragt, muss 
nachweisen, dass der Betref-
fende den Kreiswahlvorschlag 
unterstützt.

4. Ein Wahlberechtigter darf nur einen
Kreiswahlvorschlag unterzeichnen;
hat jemand mehrere Kreiswahl-
vorschläge unterzeichnet, so ist 
seine Unterschrift auf allen
weiteren Kreiswahlvorschlägen
ungültig.

5. Kreiswahlvorschläge von Parteien
dürfen erst nach Aufstellung des
Bewerbers durch eine Mitglieder-
oder Vertreterversammlung un-
terzeichnet werden. Vorher ge-
leistete Unterschriften sind 
ungültig.

9. Anlagen zum Kreiswahlvorschlag

Dem Kreiswahlvorschlag sind gem.
§ 34 Absatz 5 BWO beizufügen:

1. Die Erklärung des vorgeschla-
genen Bewerbers nach dem Muster
der Anlage 15 BWO, dass er seiner
Aufstellung zustimmt und für kei-
nen anderen Wahlkreis seine Zu-
stimmung zur Benennung als
Bewerber gegeben hat,

2. eine Bescheinigung der Wahl-
behörde der Stadt Mönchen-
gladbach nach dem Muster der 
Anlage 16 BWO, dass der vorge-
schlagene Bewerber wählbar ist,

3. bei Kreiswahlvorschlägen von 
Parteien

      a)    eine Ausfertigung der Nie-
            derschrift über die Be-
            schlussfassung der Mitglieder-
            oder Vertreterversammlung, 
            in der der Bewerber aufge-
            stellt worden ist, im Falle ei-
            nes Einspruchs nach § 21 
            Absatz 4 BWG auch eine 
            Ausfertigung der Nieder-
            schrift über die wiederholte 
            Abstimmung, mit der nach 
            § 21 Absatz 6 Satz 2 BWG 
            vorgeschriebenen Versiche-
            rung an Eides statt; die Nie-
            derschrift soll nach dem Muster
            der Anlage 17 BWO gefertigt,
            die Versicherung an Eides 
            statt nach dem Muster der
            Anlage 18 BWO abgegeben
            werden;

      b)   eine Versicherung an Eides 
            statt des vorgeschlagenen 
            Bewerbers gegenüber der 
            Kreiswahlleiterin nach dem 
            Muster der Anlage 15 BWO, 
            dass er nicht Mitglied einer 
            anderen als der den Kreis-
            wahlvorschlag einreichenden
            Partei ist; für die Abnahme 
            der Versicherung an Eides
            statt gilt § 21 Absatz 6 Satz 3
            BWG entsprechend,

4. die erforderliche Zahl von Unter-
stützungsunterschriften nebst 
Bescheinigungen des Wahl-
rechts der Unterzeichner (§ 34 
Absatz 4 Nr. 2 und 3 BWO), so-
fern der Kreiswahlvorschlag von 

mindestens 200 Wahlberechtigten
des Wahlkreises 108 Mönchen-
gladbach unterzeichnet sein
muss.

10. Zurücknahme und Änderung von
Kreiswahlvorschlägen

Ein Kreiswahlvorschlag kann durch
gemeinsame schriftliche Erklärung der
Vertrauensperson und der stellvertre-
tenden Vertrauensperson zurückge-
nommen werden, solange nicht über
seine Zulassung entschieden ist. Ein
von mindestens 200 Wahlberechtig-
ten unterzeichneter Kreiswahlvor-
schlag kann auch von der Mehrheit
der Unterzeichner durch eine von ih-
nen persönlich und handschriftlich
vollzogene Erklärung zurückgenom-
men werden (§ 23 BWG).

Ein Kreiswahlvorschlag kann nach
Ablauf der Einreichungsfrist gemäß
§ 24 BWG nur durch gemeinsame
schriftliche Erklärung der Vertrau-
ensperson und der stellvertretenden
Vertrauensperson und nur dann
geändert werden, wenn der Bewer-
ber stirbt oder die Wählbarkeit ver-
liert. Das Verfahren nach § 21 BWG
braucht nicht eingehalten zu wer-
den, der Unterschriften nach § 20
Absatz 2 und 3 BWG bedarf es
nicht. Nach der Entscheidung über
die Zulassung eines Kreiswahlvor-
schlages (§ 26 Absatz 1 Satz 1
BWG) ist jede Änderung ausge-
schlossen.

11. Vorprüfung der Kreiswahlvor-
schläge

Die Kreiswahlleiterin hat die Kreis-
wahlvorschläge unverzüglich gemäß
§ 35 Absatz 1 BWO zu prüfen. Stellt
die Kreiswahlleiterin bei einem Kreis-
wahlvorschlag Mängel fest, so be-
nachrichtigt sie sofort die Vertrauens-
person und fordert sie auf, behebba-
re Mängel rechtzeitig zu beseitigen.

Nach Ablauf der Einreichungsfrist
können nur noch Mängel an sich
gültiger Wahlvorschläge behoben
werden. Ein gültiger Kreiswahlvor-
schlag liegt nicht vor, wenn

      a)    die Form oder Frist des § 19 
            BWG nicht gewahrt ist,
      b)   die nach § 20 Absatz 2 Satz 1
            und 3 sowie Absatz 3 BWG 
            erforderlichen gültigen Un-
            terschriften mit dem Nach-
            weis der Wahlberechtigung 
            der Unterzeichner fehlen, es 
            sei denn, der Nachweis 
            kann infolge von Umstän-
            den, die der Wahlvor-
            schlagsberechtigte nicht zu 
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            vertreten hat, nicht rechtzeitig
            erbracht werden,
      c)    bei einem Parteiwahlvor-
            schlag die Parteibezeich-
            nung fehlt, die nach § 18 
            Absatz 2 BWG erforderliche 
            Feststellung der Partei-
            eigenschaft abgelehnt ist 
            oder die Nachweise des § 21
            BWG nicht erbracht sind,
      d)   der Bewerber mangelhaft 
            bezeichnet ist, so dass seine 
            Person nicht feststeht, oder
      e)    die Zustimmungserklärung 
            des Bewerbers fehlt.

Nach der Entscheidung über die Zu-
lassung eines Kreiswahlvorschlages
(§ 26 Absatz 1 Satz 1 BWG) ist jede
Mängelbeseitigung ausgeschlossen.

Gegen Verfügungen der Kreiswahl-
leiterin im Mängelbeseitigungsver-
fahren kann die Vertrauensperson
den Kreiswahlausschuss anrufen
(§ 25 Absatz 4 BWG).

Der Kreiswahlausschuss hat über
die Verfügung der Kreiswahlleite-
rin unverzüglich zu entscheiden.
Der Vertrauensperson des betrof-
fenen Kreiswahlvorschlages ist
Gelegenheit zur Äußerung zu ge-
ben (§ 35 Absatz 3 BWO).

12. Zulassung von Kreiswahlvor-
schlägen

Gemäß § 26 Absatz 1 BWG i. V. m. §
1 Nr. 3 a. der Verordnung über die
Abkürzung von Fristen im Bundes-
wahlgesetz für die Wahl zum 21.
Deutschen Bundestag entscheidet
der Kreiswahlausschuss in seiner
Sitzung am 24. Januar 2025 (30.
Tag vor der Wahl) über die Zulas-

sung der Kreiswahlvorschläge. Er
hat Kreiswahlvorschläge zurückzu-
weisen, wenn sie 

      a)    verspätet eingereicht sind 
            oder
      b)   den Anforderungen nicht 
            entsprechen, die durch das 
            BWG und die BWO aufge-
            stellt sind, es sei denn, dass 
            in diesen Vorschriften etwas
            anderes bestimmt ist.

Die Zulassung eines Kreiswahlvor-
schlags einer Partei erfolgt unter der
Bedingung, dass die Landesliste der
einreichenden Partei nach § 28
BWG zugelassen wird. Die Entschei-
dung ist in der Sitzung des Kreis-
wahlausschusses bekanntzugeben.

Weist der Kreiswahlausschuss ei-
nen Kreiswahlvorschlag zurück, so
kann binnen drei Tagen nach Be-
kanntgabe der Entscheidung Be-
schwerde an den Landeswahlaus-
schuss eingelegt werden. Be-
schwerdeberechtigt sind die Ver-
trauensperson des Kreiswahlvor-
schlages, die Bundeswahlleiterin
und die Kreiswahlleiterin. Die Bun-
deswahlleiterin und die Kreiswahl-
leiterin können auch gegen eine
Entscheidung, durch die ein Kreis-
wahlvorschlag zugelassen wird, Be-
schwerde erheben. In der Be-
schwerdeverhandlung sind die er-
schienenen Beteiligten zu hören.
Die Entscheidung über die Be-
schwerde muss spätestens am 30.
Januar 2025 (24. Tag vor der Wahl)
getroffen werden (§ 26 Absatz 2 i. V.
m. § 1 Nr. 3 b. der Verordnung über
die Abkürzung von Fristen im Bun-
deswahlgesetz für die Wahl zum 21.
Deutschen Bundestag).

13. Bekanntmachung der Kreiswahl-
vorschläge

Die Kreiswahlleiterin macht die zuge-
lassenen Kreiswahlvorschläge spätes-
tens am 3. Februar 2025 (20. Tag vor
der Wahl) öffentlich bekannt (§ 26 Ab-
satz 3 i. V. m. § 1 Nr. 3 c. der Verord-
nung über die Abkürzung von Fristen
im Bundeswahlgesetz für die Wahl
zum 21. Deutschen Bundestag).

Mönchengladbach, den 27.12.2024

Silke Wehmhörner
Kreiswahlleiterin
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